
2 K 1559/06

VG Karlsruhe
Urteil vom 9.11.2006

Tenor

1. Soweit die Beteiligten bezüglich Ziff. 2 der Verfügung des Regierungspräsidiums Karlsruhe,
Landesaufnahmestelle für Flüchtlinge, vom 03.05.2006 den Rechtsstreit in der Hauptsache für
erledigt erklärt haben, wird das Verfahren eingestellt.

2. Die Verfügung des Regierungspräsidiums Karlsruhe, Landesaufnahmestelle für Flüchtlinge,
vom 03.05.2006 wird unter Ziffer 1 (Ausweisung) und Ziffer 3 (Abschiebungsandrohung)
aufgehoben.

3. Der Beklagte trägt die Kosten des Verfahrens.

4. Die Berufung wird zugelassen.

Tatbestand

Mit der Klage wendet sich der Kläger zuletzt gegen seine Ausweisung.

Der am ... im Bundesgebiet geborene Kläger ist türkischer Staatsangehöriger. Er besitzt einen im
Berufsvorbereitungsjahr erworbenen Hauptschulabschluss und hat eine Lehre als Maler und
Lackierer erfolgreich im Juli ... abgeschlossen. Der Kläger lebt nicht mehr bei seiner Familie, ist
ledig und hat keine Kinder. Nach Abschluss seiner Lehre arbeitete er, mit kurzen Zeiten von Ar-
beitslosigkeit, allerdings nicht in seinem erlernten Beruf. Zuletzt war er bis zum Jahresende 2005
befristet im Gartenbau als Hilfsarbeiter beschäftigt. Seine Eltern leben im Bundesgebiet. Sein
Vater, zwischenzeitlich Rentner, ist nach einem Schlaganfall behindert und sitzt im Rollstuhl.

Der Kläger ist im Bundesgebiet wie folgt strafrechtlich in Erscheinung getreten:

1. Amtsgericht ... - Jugendschöffengericht -, Urteil vom 03.03.1998, Straftat: Gefährliche
Körperverletzung, Strafmaß: Verwarnung.

2. Amtsgericht ... - Jugendschöffengericht -, Urteil vom 29.04.1998, Straftaten: zwei Vergehen
des gemeinschaftlichen Diebstahls, ein Vergehen des gemeinschaftlichen Diebstahls in einem
erschwerten Fall, Strafmaß: 50 Stunden Arbeit nach Weisung des Jugendamtes.

3. Amtsgericht ..., Urteil vom 05.01.2000, Straftat: Körperverletzung; die Entscheidung über die
Verhängung von Jugendstrafe wurde zur Bewährung ausgesetzt.

4. Amtsgericht ..., Urteil vom 18.10.2000, Straftaten: unerlaubter Erwerb von Betäubungsmittel
in 16 Fällen, vorsätzliche Körperverletzung, Strafmaß: 1 Jahr Jugendstrafe, deren Vollstreckung
zur Bewährung ausgesetzt wurde.
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5. Amtsgericht ..., - Jugendschöffengericht -, Urteil vom 30.08.2001, Straftaten: Diebstahl, Com-
puterbetrug, gefährliche Körperverletzung, Sachbeschädigung, Strafmaß: 1 Jahr und 6 Monate
Einheitsjugendstrafe, deren Vollstreckung zur Bewährung ausgesetzt wurde.

Die nachfolgenden Straftaten wurden der streitgegenständlichen Ausweisungsverfügung
zugrunde gelegt:

1. Amtsgericht ..., Urteil vom 19.07.2005, Straftaten: unerlaubtes Handeltreiben mit Betäu-
bungsmitteln in 26 Fällen und unerlaubter Besitz von Betäubungsmitteln, Strafmaß: 9 Monate
Gesamtfreiheitsstrafe, deren Vollstreckung zur Bewährung ausgesetzt wurde.

Die Aussetzung der Vollstreckung zur Bewährung wurde durch Beschluss des Amtsgerichts ...
vom 07.11.2005 widerrufen, nachdem der Kläger keinen Kontakt zu seinem Bewährungshelfer
aufgenommen, auf Anschreiben nicht reagiert und zur Drogenberatung keine Verbindung aufge-
nommen hatte sowie seiner Zahlungsauflage hinsichtlich der Drogenhilfe nicht nachgekommen
war.

2. Amtsgericht ..., Urteil vom 22.12.2005, Straftaten: unerlaubtes Handeltreiben mit Betäu-
bungsmitteln in nicht geringer Menge, Strafmaß 1 Jahr und 3 Monate Freiheitsstrafe.

Eine Strafaussetzung zur Bewährung erfolgte wegen einer vom Strafgericht als schlecht erachte-
ten Legal- und Kriminalprognose des Klägers nicht.

Das Regierungspräsidium Karlsruhe, Landesaufnahmestelle für Flüchtlinge, wies den Kläger mit
Verfügung vom 03.05.2006 unter gleichzeitiger Ablehnung der Verlängerung seiner Aufenthalts-
erlaubnis und unter Beifügung einer Abschiebungsandrohung bezüglich der Türkei aus der
Bundesrepublik Deutschland aus.

Die Verfügung wurde im Wesentlichen damit begründet, der Kläger könne sich auf ein Aufent-
haltsrecht nach Art. 7 ARB 1/80 berufen, weshalb seine Ausweisung nur aus spezialpräventiven
Gründen nach Ermessen gem. § 55 AufenthG erfolgen könne. Der weitere Aufenthalt des Klägers
stelle eine hinreichend schwere Gefährdung der öffentlichen Ordnung dar. Denn bei Würdigung
des Lebenslaufes des Klägers und seiner kriminellen Energie, die durch die Straftaten zum
Ausdruck gekommen sei, bestehe die erhebliche Besorgnis, dass der Kläger weiterhin, vor allem
im Bereich der Betäubungsmittelkriminalität, Straftaten begehen werde. Die wirtschaftliche
Situation des Klägers biete Anlass zur Sorge, nachdem er nicht in seinem erlernten Beruf
gearbeitet habe, seit Dezember 2004 arbeitslos sei und im Jahr 2005 nur für drei Monate befristet
in einem Gärtnereibetrieb Arbeit gefunden habe. Die familiären Bindungen des Klägers im
Bundesgebiet hätten ihn nicht davon abhalten können, Straftaten zu begehen. Insbesondere sei
herauszuheben, dass der Kläger bereits 10 Tage nach seiner strafgerichtlichen Verurteilung durch
das Amtsgericht ... am 19.07.2005 wiederum einschlägig in Erscheinung getreten sei. Auch der
langjährige eigene Drogenkonsum des Klägers erhärte die negative Prognose. Der Ausweisung
stehe weder Art. 6 GG noch Art. 8 EMRK entgegen. Der Kläger sei im Bundesgebiet auf ein
Zusammenleben mit den Eltern nicht angewiesen und habe darüber hinaus keine festen Bindun-
gen. Der Kläger könne auch nicht als „faktischer Inländer“ angesehen. Es sei auszugehen, dass er
der türkischen Sprache mächtig sei und sich in die türkischen Lebensverhältnisse integrieren
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könne. Zwar könne sich der Kläger auf Art. 3 Abs. 3 ENA berufen, doch dürfe er nach dieser
Bestimmung ausgewiesen werden, weil hierfür besonders schwerwiegende Gründe vorlägen.

Die Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis sei abzulehnen gewesen, nachdem der Kläger aus der
Bundesrepublik Deutschland ausgewiesen worden sei (§ 11 Abs. 1 AufenthG).

Die ordnungsgemäße Zustellung der Ausweisungsverfügung lässt sich den vorgelegten
Behördenakten nicht entnehmen.

Am 20.06.2006 hat der Kläger Klage erhoben und zuletzt beantragt,

die Verfügung des Regierungspräsidiums Karlsruhe, Landesaufnahmestelle für Flüchtlinge,
vom 03.05.2006, Ziff. 1 und 3, aufzuheben.

Die Klagebegründung wurde im Wesentlichen darauf gestützt, dass der Kläger bei Begehung der
Straftaten suchtkrank gewesen sei. Es sei davon auszugehen, dass der Kläger, der unter keinen
Entzugserscheinungen leide, seine Sucht infolge seiner Inhaftierung in Griff bekommen habe und
nunmehr "clean" sei. Der Kläger verfüge über keine persönlichen Bindungen zur Türkei und
spreche nahezu kein Türkisch.

Der Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Die Klageerwiderung stützt sich im Wesentlichen darauf, allein der Hinweis des Klägers, er leide
nicht unter Entzugserscheinungen, rechtfertige nicht die Annahme, er sei zwischenzeitlich nicht
mehr suchtkrank. In diesem Zusammenhang sei beachtlich, dass die Strafvollstreckungsbehörde
die Strafvollstreckung zur Aufnahme einer Therapie gem. § 35 BtmG nicht zurückgestellt habe.
Gegen eine günstige Zukunftsprognose des Klägers spreche auch seine desolate wirtschaftliche
Lage. Außer Einkünften aus den Drogengeschäften habe er über kein ausreichendes legales
Einkommen verfügt, so dass zwischenzeitlich Schulden aufgelaufen seien. Aufgrund dessen habe
er seine Wohnung aufgeben müssen. Es bestehe daher die erhebliche Besorgnis, dass der Kläger
nach der Haftentlassung wiederum von illegalen Einkünften aus dem Drogenhandel lebe. Der
Kläger sei volljährig, Malergeselle und besitze zumindest noch Grundkenntnisse des Türkischen.
Es sei ihm zuzumuten, sich eingehendere Kenntnisse seiner Muttersprache anzueignen und sich
zumindest eine gewisse Zeit ohne direkte persönliche Unterstützung durch seine Familie im
Ausland aufzuhalten. Die Schaffung einer eigenen wirtschaftlichen Existenz in der Türkei könne
dem Kläger bei entsprechender Anstrengung gelingen.

In der mündlichen Verhandlung ist die Ablehnung der Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis
(Ziff. 2 der Verfügung vom 03.05.2006) aufgehoben worden.

Des Weiteren wird auf die zwischen den Beteiligten gewechselten Schriftsätze, die vorgelegten
Behördenakten (1 Heft Ausländerakte, 1 Heft des Beklagten), die Strafakten der Verfahren 8 Ds
91 Js 16570/04 und 2 Ls 91 Js 9926/05 sowie auf die Niederschrift über die mündlichen Ver-
handlung vom 09.11.2006 verwiesen.
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Entscheidungsgründe

Im Übrigen ist die zulässige Klage auch begründet.

Soweit die Beteiligten den Rechtsstreit in der Hauptsache für erledigt erklärt haben, wird das
Verfahren eingestellt (§ 92 Abs. 3 VwGO analog).

Die Verfügung des Regierungspräsidiums Karlsruhe, Landesaufnahmestelle für Flüchtlinge, vom
03.05.2006, Ziffer 1 (Ausweisung) und Ziffer 3 (Abschiebungsandrohung), ist rechtswidrig und
verletzt den Kläger in seinen Rechten; sie war deshalb aufzuheben (§ 113 Abs. 1 S. 1 VwGO).
Dies ergibt sich aus folgenden Erwägungen.

Mit den Beteiligten geht die Kammer davon aus, dass dem Kläger die Rechtsstellung des Art. 7
ARB 1/80 zugute kommt. Dem steht nicht entgegen (vgl. ?zu ihm zu ziehen? in Art. 7 S. 1 ARB
1/80), dass der Kläger hier geboren ist und im Bundesgebiet stets gelebt hat; auch durch die
verhängte und derzeit verbüßte Freiheitsstrafe gehen dem Kläger die Rechte aus Art. 7 ARB 1/80
nicht verlustig (EuGH, Urt. v. 11.11.2004 - C - 467/02 -, NVwZ 2005, 198; BVerwG, Urt. v.
06.10.2005 - 1 C 5/04 -). Auch dass der Kläger im Zeitpunkt der Ausweisungsentscheidung
volljährig war und seinen Wohnsitz nicht mehr bei seinen Eltern hatte, von denen er sein aus Art.
7 ARB 1/80 resultierendes Aufenthaltsrecht ursprünglich abgeleitet hat, berührt sein assoziations-
rechtliches Aufenthaltsrecht nicht (EuGH, Urt. v. 07.07.2005 - C-373/03 -). Für die nach der
Haftentlassung beabsichtigte Aufnahme einer unselbständigen Erwerbstätigkeit ist der Kläger
über die Erfüllung der Voraussetzungen des Art. 7 ARB 1/80 hinaus auch nicht gehalten, die
strengeren Voraussetzungen des Art. 6 ARB 1/80 zu erfüllen (EuGH, Urt. v. 07.07.2005 - C-
373/03).

Zwar erfüllt der Kläger aufgrund seiner im Tatbestand aufgeführten letzten Straftat den grund-
sätzlich zu einer zwingenden Ausweisung führenden Tatbestand des § 53 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG.
Aufgrund seiner Rechtsstellung als assoziationsberechtigter türkischer Staatsangehöriger genießt
der Kläger jedoch den besonderen Ausweisungsschutz nach Art. 14 ARB 1/80 und kann nach der
Rechtsprechung des BVerwG nur noch auf der Grundlage einer Ermessensentscheidung nach §
55 AufenthG aus ausnahmslos spezialpräventiven Gründen ausgewiesen werden, wobei als maß-
geblicher Zeitpunkt für die Beurteilung der Sach- und Rechtslage die letzte mündliche Verhand-
lung oder Entscheidung des Tatsachengerichts maßgebend ist (vgl. BVerwG, Urteile v.
03.08.2004 - 1 C 30/02 - u. 1 C 29/02 -; 06.10.2005 - 1 C 5/04 -).

Die Kammer kann offen lassen, ob der Beklagte die Ausweisung des Klägers ermessensfehlerfrei
verfügt und die Vorgaben des EuGH und des BVerwG, die bei der Ausweisung assoziations-
berechtigter türkischer Staatsangehöriger zu berücksichtigen sind, beachtet hat (vgl. die vorste-
henden Urteilszitate). Denn die Ausweisungsverfügung beachtet nicht, dass der Kläger nach Art.
28 Abs. 3 lit.a der Richtlinie 2004/38 EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom
29.04.2004 (nachfolgend: RL) hätte nicht ausgewiesen werden dürfen. Art. 28 Abs. 3 lit.a RL
bestimmt, dass gegen Unionsbürger eine Ausweisung nicht verfügt werden darf, es sei denn, die
Entscheidung beruht auf zwingenden Gründen der öffentlichen Sicherheit und Ordnung, die von
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den Mitgliedstaaten festgelegt wurden, wenn sie ihren Aufenthalt in den letzten zehn Jahren im
Aufnahmemitgliedsstaat gehabt haben.

Mit Ablauf der Frist für die Umsetzung der Richtlinie 2004/38/EG in nationales Recht am 30.
April 2006 (Art. 40 Abs. 1 RL) gilt diese auch unmittelbar, und die Einzelheiten des Auswei-
sungsschutzes richten sich nunmehr nach Art. 28 RL als weiterer Konkretisierung des Art. 39
Abs. 3 EG (vgl. Hess. VGH, Beschl. v. 12.07.2006 - 12 TG 494/06 -; VGH Bad.-Württ., Beschl.
v. 12.05.2005 - A 3 S 358/05 -; Nieders. OVG, Beschl. v. 05.10.2005 - 11 ME 247/05 -; m.w.N.).

Art. 28 RL gilt auch für türkische Staatsangehörige, die, wie der Kläger, ein direkt aus Art. 6, 7
ARB 1/ 80 resultierendes Aufenthaltsrecht in einem Mitgliedstaat der EG haben (§ 4 Abs. 5
AufenthG okumentiert dieses Aufenthaltsrecht nur durch die Ausstellung einer - deklaratorischen
- Aufenthaltserlaubnis, vgl. Hailbronner, AuslR, § 4 AufenthG, Rd.Nr. 61 ff, m.w.N.). Denn da
die Vorschriften der Art. 6 bis 16 ARB 1/80 und damit auch Art. 14 Abs. 1 ARB 1/80 der
Herstellung der Freizügigkeit der Arbeitnehmer und ihrer Familien dienen und sich an Art. 39, 40
und 41 EG orientieren ( EuGH, Urteil v. 10.02.2000 - C-340/97 [Nazli] Slg. 2000 I-957), hat der
EuGH hierzu in ständiger Rechtsprechung entschieden, dass die im EG-Vertrag verankerten
Freizügigkeitsrechte so weit wie möglich auf die türkischen Arbeitnehmer übertragen werden
müssen, die eine Rechtsstellung nach dem ARB 1/80 besitzen (vgl. Urteile v. 02.06.2005 - C-
138/03 -; v. 11.11.2004 - C-467/02 - [Cetinkaya]). Wegen der Übereinstimmung des Wortlauts
von Art. 14 Abs. 1 ARB 1/80 mit dem des Art. 39 Abs. 3 EG und im Hinblick auf das Ziel der
Assoziationsvereinbarung mit der Türkei stellt der EuGH in seiner Rechtsprechung bei der
Bestimmung des Umfangs der in Art. 14 Abs. 1 ARB 1/80 vorgesehenen Beschränkung von
Rechten nach dem Assoziationsbeschluss aus Gründen der öffentlichen Ordnung, Sicherheit und
Gesundheit darauf ab, wie die gleiche Beschränkung der Rechte von freizügigkeitsberechtigten
Unionsbürgern ausgelegt wird. Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts liegt es
deshalb nahe, den gemeinschaftsrechtlichen Ausweisungsschutz für nach dem ARB 1/80 aufent-
haltsberechtigte Türken in gleicher Weise materiell-rechtlich zu begründen und auszugestalten
wie für freizügigkeitsberechtigte Unionsbürger ( BVerwG, Urteil v. 03.08.2004 - 1 C 29.02 -).
Dementsprechend haben der EuGH und das Bundesverwaltungsgericht die konkreten Einzel-
heiten des Ausweisungsrechts aus der Richtlinie 64/221 EWG, die durch Art. 38 Abs. 2 RL mit
Wirkung vom 30.04.2006 aufgehoben worden ist, als Konkretisierung des Art. 39 Abs. 3 EG
hergeleitet (Notwendigkeit einer Ermessensentscheidung, Berücksichtigung neuer Umstände und
weitere Behördenentscheidung).

Mit der Richtlinie 2004/38/EG ist - unter Aufhebung früherer Richtlinien, u.a. die Richtlinie
64/221 EWG - die Einschränkbarkeit der Freizügigkeit durch Ausweisungen auf gemeinschafts-
rechtlicher Ebene für Unionsbürger weiter ausgestaltet bzw. konkretisiert worden.

Mit Ablauf der Frist für die Umsetzung der Richtlinie 2004/38/EG in nationales Recht am 30.
April 2006 (Art. 40 Abs. 1 RL) gilt diese unmittelbar, und die Einzelheiten des Ausweisungs-
schutzes richten sich nunmehr nach Art. 28 RL, der einen gestuften Schutz vor Ausweisung
vorsieht, der darin mündet, dass nach dessen Abs. 3 gegen Unionsbürger eine Ausweisung nicht
verfügt werden darf, es sei denn, die Entscheidung beruht auf zwingenden Gründen der öffent-
lichen Sicherheit, die von den Mitgliedstaaten festgelegt wurden, wenn sie ihren Aufenthalt in
den letzten zehn Jahren im Aufnahmemitgliedstaat gehabt haben (lit. a) oder minderjährig sind,
es sei denn, die Ausweisung ist zum Wohl des Kindes notwendig (lit. b).
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Der EuGH hat auch die Ausgestaltungen und Konkretisierungen der Freizügigkeitsgewährlei-
stungen etwa in Art. 10 der VO 1612/68 (Urteil v. 30.09.2004 - C-275/02 - [Ayaz]) oder in Art. 3
der Richtlinie 64/221 (Urteil v. 11.11.2004 - C-467/02 - [Cetinkaya]; oder in Art. 8 und 9 der
Richtlinie 64/221/EWG (Urteil v. 02.06.2005 - C-163/03 - [Dörr und Ünal]) ebenfalls auf asso-
ziationsberechtigte türkische Staatsangehörige übertragen. Das Bundesverwaltungsgericht hat
sich dem angeschlossen und spricht von einer Konkretisierung der Freizügigkeitsgewährleistung
durch Richtlinien der EU, die deshalb auch auf assoziationsberechtigte türkische Staatsangehö-
rige anzuwenden seien (BVerwG, Urteil v. 03.08.2004, a.a.O.).

Die Kammer folgt der im Beschluss des Hessischen Verwaltungsgerichtshof vom 12.07.2006 -
12 TG 494/06 - vertretenen Auffassung, es seien keine Anhaltspunkte dafür erkennbar, dass die
in der Richtlinie 2004/38/EG vorgenommene Ausgestaltung und Konkretisierung der EU-
Angehörigen zukommenden Freizügigkeitsgewährleistungen nicht auch auf assoziationsberech-
tigte türkische Staatsangehörig anzuwenden seien. Der Hess. VGH hat in seinem o.g. Beschluss
zutreffend herausgearbeitet, dass die "Stufenfolge" der Ausweisungseinschränkungen, die Art. 28
RL vorsehe, als Ausprägung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes naheliegender und zwangloser
aus Art. 39 Abs. 3 EG und der Ermächtigung in Art. 40 EG ableitbar sei, als die verfahrensrecht-
liche Konkretisierung der Freizügigkeitsgewährleistungen etwa in Art. 9 Richtlinie 64/221 EWG.
Dem würden die Entscheidungen des Niedersächsischen Oberverwaltungsgerichts (Beschluss v.
05.10.2005 - 11 ME 247/05 -; Beschluss v. 06.06.2005 - 11 ME 39/05-), das eine gegenteilige
Auffassung vertrete, nicht hinreichend Rechnung tragen. Dies hat auch für den im Ergebnis mit
der in den vorgenannten Entscheidungen des Nieders. OVG vertretenen Auffassung identischen
Beschluss des OVG Nordrhein-Westfalen vom 16.03.2005 - 18 B 1751/04 - zu gelten.

Der Ausweisung des Klägers, der in den letzten zehn Jahren im Bundesgebiet seinen Aufenthalt
gehabt hat, ist damit Art. 28 Abs. 3 RL zugrundezulegen. Seine Ausweisung darf danach nicht
mehr verfügt werden, es sei denn, die Entscheidung beruht auf zwingenden Gründen der öffent-
lichen Sicherheit, die von den Mitgliedstaaten festgelegt wurden. Aus den in der Richtlinie
verwendeten Begriffen der schwerwiegenden Gründe der öffentlichen Ordnung oder Sicherheit
und der zwingenden Gründe der öffentlichen Sicherheit lässt sich der Schluss ziehen, dass mit
dem letzteren Begriff eine über die schwerwiegenden Gründe der öffentlichen Ordnung oder
Sicherheit hinausgehende Voraussetzung für eine zulässige Ausweisung vorliegen muss. Hierfür
ist beim Kläger nichts erkennbar. Die Vielzahl der vom Kläger begangenen Straftaten und das
Begehen einer weiteren einschlägigen Straftat nach dem BtMG nur wenige Tage nach seiner
Verurteilung zu einer zur Bewährung ausgesetzten Freiheitsstrafe würde nach Ansicht der
Kammer aller Voraussicht nach die Ausweisung des Klägers tragen, wenn man dieser den bisher
gültigen Maßstab für Ausweisungen assoziationsberechtigter türkischer Staatsangehöriger, die
sich zudem noch auf Art. 3 Abs. 3 Europäisches Niederlassungsabkommen - wie beim Kläger
gegeben - berufen können (vgl. BVerwG, Urte. v. 06.10.2005 - 1 C 5/04 und v. 29.09.1998 - 1 C
8/96 -; m.w.N.), zugrundezulegen hätte. Das Verhalten des Klägers vermag aber nicht die
nunmehr von Art. 28 Abs. 3 RL einer Ausweisung entgegen gestellte höhere Hürde zu nehmen;
sie ist nicht aus zwingenden Gründen der öffentlichen Sicherheit erforderlich. Der Bundesgesetz-
geber ist noch nicht der Vorgabe des Art. 28 Abs. 3 RL nachgekommen und hat bislang nicht
normiert, was unter „zwingenden Gründen der öffentlichen Sicherheit“ zu verstehen ist. Die
Kammer hat daher die im Referentenentwurf eines Gesetzes zur Umsetzung aufenthalts- und
asylrechtlicher Richtlinien der Europäischen Union vom 13.03.2006 und dort in Art. 2 der
Änderung des Freizügigkeitsgesetzes/EU vorgesehene Konkretisierung zu Grunde gelegt. Zwin-
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gende Gründe der öffentlichen Sicherheit liegen hiernach nur dann vor, wenn der Betroffene
wegen einer oder mehrerer vorsätzlicher Straftaten rechtskräftig zu einer Freiheits- oder Jugend-
strafe von mindestens fünf Jahren verurteilt oder bei der letzten rechtskräftigen Verurteilung
Sicherungsverwahrung angeordnet wurde oder wenn die Sicherheit der Bundesrepublik
Deutschland betroffen ist oder wenn von dem Betroffenen eine terroristische Gefahr ausgeht (vgl.
Hess. VGH, Beschl. v. 12.07.2006 - 12 TG 494/06). Diesen Rahmen sprengt das strafrechtliche
Verhalten des Klägers (bisher) nicht. Die Ausweisungsverfügung des Beklagten war demzufolge
aufzuheben.

Da die Ausweisung rechtswidrig ist, ist die Abschiebungsandrohung ebenfalls aufzuheben (§§ 58
Abs. 1, 2; 59 Abs. 1 AufenthG).

Die Berufung ist nach § 124a Abs. 1 S. 1 i.V.m. § 124 Abs. 2 Nr. 3 VwGO wegen grundsätz-
licher Bedeutung der Fragen der Anwendung der Richtlinie 38/2004 EG auf assoziationsberech-
tigte türkische Staatsangehörige und der Konkretisierung der dort unter Art. 28 Abs. 3 RL vorge-
nommenen Beschränkung einer Ausweisung auf „zwingende Gründe der öffentlichen Sicherheit“
zuzulassen. Die Kostenentscheidung ergibt sich aus §§ 154 Abs. 1, 161 Abs. 2 VwGO.


